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Bericht 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss)  
gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 

─ Drucksachen 19/4453, 19/4729, 19/4944 Nr. 6, 19/5593 ─ 

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung des Pflegepersonals 

(Pflegepersonal-Stärkungsgesetz – PpSG) 

Bericht der Abgeordneten Dr. Birgit Malsack-Winkemann, Josef Rief, Sonja 
Amalie Steffen, Karsten Klein, Dr. Gesine Lötzsch und Anja Hajduk  

Mit dem Gesetzentwurf ist beabsichtigt, insbesondere spürbare Entlastungen im Alltag 
der Pflegekräfte durch eine bessere Personalausstattung und bessere Arbeitsbedingun-
gen in der Kranken- und Altenpflege zu erreichen, um die Pflege und Betreuung der 
Patientinnen und Patienten sowie der Pflegebedürftigen weiter zu verbessern. 

Die finanziellen Auswirkungen des Gesetzentwurfs unter Berücksichtigung der vom 
federführenden Ausschuss für Gesundheit beschlossenen Änderungen auf die öffent-
lichen Haushalte stellen sich wie folgt dar: 

Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

1. Bund, Länder und Gemeinden 

Mit der Fortführung und dem Ausbau des Krankenhausstrukturfonds zur Anpassung 
bestehender Versorgungskapazitäten an den tatsächlichen Versorgungsbedarf sowie 
zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit und Qualität der Krankenhausversorgung 
wird ab dem Jahr 2019 ein Finanzvolumen von bis zu 4 Mrd. Euro bereitgestellt, das 
je zur Hälfte durch die Länder und aus Mitteln der Liquiditätsreserve des Gesundheits-
fonds der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) aufzubringen ist. 

Darüber hinaus können für die öffentlichen Haushalte von Bund, Ländern und Ge-
meinden jährliche Mehrbelastungen im Bereich der Beihilfe im niedrigen bis mittleren 
zweistelligen Millionenbereich entstehen. 

Beim Bundeszuschuss zur landwirtschaftlichen Krankenversicherung ergeben sich im 
Jahr 2019 Mehrausgaben von bis zu 13 Mio. Euro, die bis zum Jahr 2022 jährlich auf 
bis zu 18 Mio. Euro ansteigen werden. 

Für die Sozialhilfeträger können sich aus der Kofinanzierung der Maßnahmen nach 
§ 8 Absatz 7 und 8 SGB XI und aus den Wegekostenzuschlägen nach § 89 Absatz 3 
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SGB XI jährliche Mehrausgaben im einstelligen Millionenbereich ergeben. Im Bereich 
der Hilfen für Gesundheit können den Sozialhilfeträgern aus den Regelungen des 
KHEntG und des SGB V jährliche Mehrausgaben im niedrigen einstelligen Millionen-
bereich für das Jahr 2019 und im mittleren einstelligen Millionenbereich für die Jahre 
2020, 2021 und 2022 entstehen. 

Die auf den Bundeshaushalt entfallenden Mehrausgaben werden innerhalb der be-
troffenen Einzelpläne ausgeglichen. 

2. Gesetzliche Krankenversicherung 

Durch die Maßnahmen des Gesetzes entstehen der gesetzlichen Krankenversicherung 
im Jahr 2018 Mehrausgaben in Höhe von voraussichtlich rund 7 Mio. Euro. Im Jahr 
2019 ergeben sich Mehrausgaben von rund 1,7 Mrd. Euro, im Jahr 2020 von rund 
2 Mrd. Euro, im Jahr 2021 von rund 2,2 Mrd. Euro und im Jahr 2022 von rund 2,4 Mrd. 
Euro. Einen wesentlichen Anteil daran machen die jährlichen Kosten ab dem Jahr 2019 
in Höhe von rund 640 Mio. Euro für die Finanzierung der zusätzlichen Stellen in Pfle-
geheimen aus. 

Dem Krankenhausstrukturfonds werden aus der Liquiditätsreserve des Gesundheits-
fonds in den Jahren 2019 bis 2022 Mittel in Höhe von jährlich 500 Mio. Euro bereit-
gestellt. 

Den Mehrausgaben stehen Einsparpotenziale gegenüber, die durch strukturelle Effekte 
im Rahmen des Krankenhausstrukturfonds entstehen und nicht genau quantifiziert 
werden können. 

Aufgrund von Änderungsanträgen kommt es zu Mehrausgaben in Höhe von voraus-
sichtlich rund 250 Mio. Euro jährlich ab dem Jahr 2020. 

3. Soziale Pflegeversicherung 

Auf der Grundlage der insgesamt geschätzten finanziellen Auswirkungen dieses Ge-
setzes entstehen für die soziale Pflegeversicherung im Jahr 2019 zusätzliche Ausgaben 
in Höhe von rund 240 Mio. Euro, im Jahr 2020 in Höhe von rund 260 Mio. Euro, im 
Jahr 2021 in Höhe von rund 250 Mio. Euro und im Jahr 2022 in Höhe von rund 
150 Mio. Euro. 

Aufgrund von Änderungsanträgen kommt es zu Mehrausgaben in Höhe von voraus-
sichtlich rund 20 Mio. Euro jährlich ab dem Jahr 2019. 

Erfüllungsaufwand 

Durch die Maßnahmen dieses Gesetzes ergeben sich für die Verwaltung und die Wirt-
schaft sowohl Belastungen als auch Entlastungen. Unter dem einmaligen Erfüllungs-
aufwand ist für die Wirtschaft mit Entlastungen in Höhe von rund 90.000 Euro zu 
rechnen, für die Verwaltung ergeben sich Belastungen in Höhe von rund 1,9 Mio. 
Euro. Außerdem entsteht dem Bundesversicherungsamt ein vorübergehender Perso-
nalmehraufwand für die gesamte Dauer der Bearbeitung von Vorgängen zum Kran-
kenhausstrukturfonds in Höhe von rund 2,5 Mio. Euro. Hinsichtlich des laufenden Er-
füllungsaufwandes ergeben sich dauerhafte Entlastungen in Höhe von rund 
470.000 Euro für die Wirtschaft und rund 630.000 Euro für die Verwaltung. 

Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht ein geringfügiger Erfüllungsaufwand. 

Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft ergibt sich unter dem einmaligen Erfüllungsaufwand eine Entlas-
tung von insgesamt rund 90.000 Euro. Dabei verrechnet sind rund 1,4 Mio. Euro an 
Belastungen, die auf die Beantragung der Zuschüsse zur Förderung der Vereinbarkeit 
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von Familie, Pflege und Beruf in ambulanten und stationären Einrichtungen der Al-
tenpflege entfallen. 

Jährlich werden in der Summe Entlastungen erreicht, die sich ab dem Jahr 2021 auf 
rund 470.000 Euro jährlich belaufen. Dabei handelt es sich um eine Entlastung im 
Sinne der „One in, one out“-Regel der Bundesregierung, insbesondere durch die Auf-
hebung von Nachweispflichten. 

Im laufenden Erfüllungsaufwand sind Bürokratiekosten aus Informationspflichten in 
Höhe von rund 64.000 Euro enthalten. 

Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Für die Verwaltung entsteht einmaliger Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 4,6 Mio. 
Euro. Davon entfallen rund 2,8 Mio. Euro auf die Bundesverwaltung und rund 
1,9 Mio. Euro auf die Selbstverwaltung. Für die Verwaltung der Länder entsteht kein 
einmaliger Erfüllungsaufwand. Rund 2,5 Mio. des auf die Bundesverwaltung entfal-
lenden einmaligen Erfüllungsaufwands entfallen auf vorübergehenden Personalmehr-
aufwand im Bundesversicherungsamt für die Bearbeitung des Krankenhausstruk-
turfonds. 

In der Summe verschiedener Be- und Entlastungen ergibt sich für die Verwaltung ins-
gesamt eine dauerhafte Entlastung in Höhe von rund 630.000 Euro jährlich. Diese ent-
fällt überwiegend auf die Selbstverwaltung. Die Entlastung der Selbstverwaltung 
ergibt sich vor allem aus der für Vertreterinnen und Vertreter der gesetzlichen Kran-
kenkassen entfallenden Aufgabe, in den jährlichen Budgetverhandlungen mit den 
Krankenhäusern für bestimmte Leistungen einen höheren Fixkostendegressionsab-
schlag oder eine längere Abschlagsdauer zu vereinbaren. Für die Verwaltung der Län-
der kommt es zu einer geringfügigen jährlichen Belastung. 

Weitere Kosten 

Die sich aus diesem Gesetz ergebenden Mehraufwendungen für die private Kranken-
versicherung belaufen sich im Jahr 2018 auf bis zu 1 Mio. Euro, im Jahr 2019 auf rund 
35 Mio. Euro und steigen bis zum Jahr 2022 auf rund 85 Mio. Euro an. 

Für die private Pflege-Pflichtversicherung ergeben sich aus der anteiligen Mitfinan-
zierung der rund 13.000 zusätzlichen Stellen Mehrausgaben von rund 44 Mio. Euro 
jährlich. Aus der anteiligen Mitfinanzierung der Fördermaßnahmen zur Digitalisierung 
entstehen in den Jahren 2019 bis 2021 Mehraufwendungen von insgesamt bis zu 22 
Mio. Euro. Aus der anteiligen Mitfinanzierung der Maßnahmen zur Förderung der 
Vereinbarkeit von Beruf, Pflege und Familie entstehen Mehraufwendungen von je-
weils bis zu 7 Mio. Euro in den Jahren 2019 bis 2024. Durch die Umstellung der Zu-
schüsse für häusliche Beratungsbesuche auf verhandelte Entgelte entstehen Mehrauf-
wendungen von etwa 2 Mio. Euro jährlich. 

Nennenswerte Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau sind wegen des 
geringen Umfangs der finanziellen Auswirkungen im Verhältnis zum Bruttoinlands-
produkt nicht zu erwarten. 

Der Haushaltsausschuss hält den Gesetzentwurf mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktion der FDP bei Stimment-
haltung der Fraktionen AfD, DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für 
mit der Haushaltslage des Bundes vereinbar. 

Die Finanzplanung des Bundes für die Folgejahre ist entsprechend fortzuschreiben. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden Ausschuss für Gesundheit 
vorgelegten Beschlussempfehlung.  
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Berlin, den 7. November 2018 

Der Haushaltsausschuss 
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Berichterstatterin 
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Berichterstatter 
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Berichterstatterin 
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Berichterstatter 
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